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Liechtenstein

Eine weitere Bank gerat ins Visier

Der Steuerstreit zwischen
Deutschland und Liechten-
stein kiihlt sich nicht ab. Un-
geachtet dessen erfreut sich
der Finanzplatz Liechten-
steins grosser Beliebtheit.

VON UELI KNEUBUHLER

«In Liechtenstein gibt es nur zwei
Probleme», sagen Einheimische. «Das
sind der Fohn und der Neid.» Morgen
soll der F6hn das Thermometer auf 20
Grad ausschlagen lassen. Kopfschmer-
zen sind vorprogrammiert. Allerdings
brummen die Schédel in Liechtenstein
schon seit Tagen. Denn der Neid hat
sich zu einer gehidssigen Steueraffire
zwischen Deutschland und dem Landle
ausgeweitet. Gestern gab es erneut
schlechte Nachrichten.

«Der Finanzplatz
Liechtensteins wird sich
anpassen.»

MICHAEL LAUBER,
CEO BANKENVERBAND

Demnach konnte nach dem Daten-
klau bei der Fiirstenbank LGT nun auch
die zweitgrosste liechtensteinische
Bank betroffen sein. Gegeniiber dem
deutschen Magazin «Focus Online» be-
stitigte ein Sprecher der Staatsanwalt-
schaft Rostock, dass ein inhaftierter
Erpresser iiber mindestens 725 Daten
deutscher Kunden der Liechtensteini-
schen Landesbank LLB verfiige. Mit
den bereits im Jahr 2003 gestohlenen
Daten erpresste der Banker seine ehe-
malige Arbeitgeberin LLB. Der Fall flog
schnell auf, der Mitarbeiter wanderte
ins Kittchen. Kooperiert er nun mit den
deutschen Behorden, konnte seine
Haftstrafe gemildert werden und der
Konflikt ein noch grésseres Ausmass
annehmen.

Miissen Kompromiss finden

Nicht zuletzt wegen des massiven
Druckes aus Deutschland diirfte es laut
eines fiihrenden Liechtensteiner Fi-
nanzexperten deshalb zu Anderungen
am Finanzplatz des Fiirstentums kom-
men. «Die Losung liegt im Kompromiss.
Mann muss sich in der Mitte treffen,
aber der Finanzplatz wird sich anpas-
sen», sagte der Geschiftsfithrer des
Liechtensteinischen Bankenverbandes,

Der Fokus richtet sich jetzt auf die zweitgrosste Bank Liechtensteins: die Liechtensteinische Landesbank (LLB).

Michael Lauber, gegeniiber der Nach-
richtenagentur AWP.

Starker Kapitalzufluss

Ob der aktuellen Streitereien geht oft
vergessen, dass die Liechtensteiner
Wirtschaft im Schwerpunkt nicht von
den Finanzdienstleistern, sondern von
der Industrie getragen wird.

40 Prozent der Wertschopfung ent-
stehen im verarbeitenden Gewerbe.
Zwar arbeiten nur rund 15 Prozent der
Liechtensteiner auf dem Finanzplatz,
sie steuern mit 30 Prozent aber eben-
falls ein grosses Stiick zum Liechten-
steiner Wirtschaftskuchen bei. Zum
Vergleich: Der Finanzplatz Schweiz er-
bringt nur rund 10 Prozent der nationa-
len Wertschopfung. Und der Kapital-
fluss nach Liechtenstein reisst nicht ab.
15 Banken, 405 Vermogensverwalter
und Treuhandunternehmen, 30 Versi-

KEYSTONE

EXPRESS

P Der Finanzplatz Liechtensteins
steht vor einem Wandel.

Am Mittwoch-
abend geisselte Pier-
re Mirabaud (Bild),
Prasident der
Schweizerischen
| Bankiervereinigung,
im  Westschweizer
Fernsehen die Me-
thoden der deut-
schen Steuerfahnder als «ein bisschen
Gestapo-wiirdig». Gestern krebste der
Genfer Privatbankier zuriick. Er liess
seinen Vergleich als «ungliicklich» be-
zeichnen. Er habe nur sein Missbeha-
gen {iber die Methoden ausdriicken
wollen, mit denen Geheimdienste ge-
gen befreundete Staaten vorgingen.

» Er steuert 30 Prozent zur
Wertschopfung bei.

cherungen, 17 Fonds- und 9 Anlagege-
sellschaften verwalteten im Jahr 2006
laut der Finanzmarktaufsicht Vermo-
gen von fast 220 Milliarden Franken.
Das sind 20 Prozent mehr als noch im
Vorjahr. Besonderes Augenmerk gilt
den von Deutschland kritisierten Stif-
tungen. Diese haben in Liechtenstein
eine grosse Tradition. So stehen den
35 000 nattiirlichen Personen 80 000 Ge-
sellschaften gegeniiber, darunter mehr
als 50 000 Stiftungen.

Mirabaud krebst zuriick

Mirabaud vertritt als Prdsident der
Bankiervereinigung rund 350 Schwei-
zer Banken. Derweil erntet auch die
Schweiz Kritik. Lorenz Jarass, Wirt-
schaftsprofessor an der Fachhoch-
schule Wiesbaden: «Die Schweiz ist der
europaweit fiihrende Staat, der Steuer-
hinterzieher einlddt», so Jarass, der die
EU-Kommission und das EU-Parla-
ment sowie den Deutschen Bundestag
berit, gegeniiber dieser Zeitung. Die
Schweiz messe Steuerhinterziehung
mit zwei verschiedenen Ellen. «Fiir den
Schweizer ist die Hinterziehung straf-
bar. Aber ein Deutscher in der Schweiz,
der Steuern in Deutschland hinter-
zieht, macht sich nicht strafbar»  wkn

Ospel-Nachfolge

Topbanker geben
UBS einen Korb

ukn. Die UBS steckt im Dilemma. Sie
findet keinen geeigneten Nachfolger fiir
Verwaltungsratsprasident Marcel Os-
pel. Offenbar hat die Schweizer Gross-
bank diverse europdische Topbanker
angefragt, ob sie Verwaltungsrat des
Bankenkonzerns werden und schliess-
lich Prasident Marcel Ospel an der
Spitze der gebeutelten Bank ablésen
wollen, schrieb die britische Wirt-
schaftszeitung «Financial Times» in ih-
rer gestrigen Ausgabe.

Topmanager sagen ab

Anscheinend zdhlt der Posten auf
der Kommandobriicke der UBS aber
nicht mehr zu den Prestigejobs in der
Branche. Die angefragten Spitzenleute
hitten das Angebot unisono zurtiickge-
wiesen, so die «Financial Times» unter
Berufung auf mit der Sache vertraute
Quellen. Zu den via Headhunter ange-
gangenen Managern gehorten unter
anderem Bob Diamond, Prasident des
britischen Institutes Barclays, Michael
Cohrs, Chef des Global Banking bei der
Deutschen Bank sowie John Studzin-
ski, Senior Manager bei der US-ameri-
kanischen Investmentfirma Black-
stone.

Erst am Donnerstag hatte die UBS
bekannt gegeben, dass sich Marcel
Ospel nochmals zur Wiederwahl stelle,
allerdings fiir eine verkiirzte Amtsdauer
von einem anstatt von drei Jahren.
Zudem wurde ihm mit Fiat-Chef Sergio
Marchionne ein nebenamtlicher Vize-
président zur Seite gestellt. Ob dieser
Ospel aber dereinst beerbt, bleibt frag-
lich.

Volkswagen-Affdire

Ex-VW-Manager muss ins Gefangnis

Zum ersten Mal in der VW-
Affdre muss ein Angeklagter
ohne Bewdhrung ins Gefdng-
nis. Er wird der Untreue be-
Zichtigt.

ap. Der friihere Volkswagen-Betriebs-
ratschef Klaus Volkert ist als erster
Angeklagter in der VW-Affare zu einer
Haftstrafe ohne Bewidhrung verurteilt
worden. Das Landgericht Braun-
schweig verhdngte gestern wegen Bei-
hilfe und Anstiftung zur Untreue zwei

«Er wusste, dass er keinen
Anspruch auf die Zahlun-
gen hatte.»

GERSTIN DREYER,
VORSITZENDE RICHTERIN

Jahre und neun Monate Haft gegen
Volkert. Der mit ihm angeklagte Ex-Ma-
nager Klaus-Joachim Gebauer erhielt
wegen Untreue in 40 Fillen ein Jahr auf
Bewdhrung. Das Gericht blieb damit
unter den Antrdgen der Staatsanwalt-
schaft.

Beihilfe und Anstiftung

Diese hatte fiir Volkert wegen Anstif-
tung zur Untreue in 48 Fillen eine
Haftstrafe von drei Jahren und neun
Monaten gefordert. Fiir Gebauer ver-

langte sie wegen Untreue und Anstif-
tung zum Betrug eine Bewédhrungsstra-
fe von 20 Monaten. Die Verteidiger
hatten auf Freispriiche fiir beide Ange-
klagten pladiert.

Das Gericht wertete das Kassieren
von knapp 2 Millionen Euro Sonderbo-
ni durch Volkert als Beihilfe zur Un-
treue. «Er wusste auch, dass er keinen
Anspruch auf die Zahlungen hatte»,
sagte die vorsitzende Richterin
Gerstin Dreyer. Als Anstif-
tung zur Untreue stufte das
Gericht ~ VW-Zahlungen
von 400 000 Euro an die
Ex-Geliebte Volkerts ein.

Die Einstellung der Frau
tiber Scheinvertrdge ha-
be Volkert immer wie-
der bei VW angemahnt.
«Volkert liess nicht lo-

cker und kam immer
wieder darauf zuriick»,
sagte die vorsitzende

Richterin Dreyer.

Volkert und Gebauer

hatten vor Gericht die
Vergniigungen auf Fir-
menkosten und Zu-
wendungen von VW an
Betriebsrite eingerdumt.
Umstritten blieb jedoch

die juristische Wertung
dieser Vorgidnge. In Sonder-
bonuszahlungen von VW an
Volkert sah die Staatsanwalt-
schaft besonders schwere Un-
treue, zu der der Betriebsrats-

Klaus Volkert, Ex-Betriebsratschef bei VW.  kevstone chef den fritheren VW-Perso-

nalvorstand Peter Hartz angestiftet ha-
be. Die Verteidigung sprach dagegen
von Gehaltszahlungen, die dem Wert
Volkerts fiir das Unternehmen entspro-
chen hitten. Gebauer, der Lustreisen
auf VW-Kosten organisierte, befolgte
nach Ansicht seines Verteidigers nur
Anweisungen von Hartz.

Ungerechtfertigte Sonderboni

In einem ersten Prozess wegen der
VW-Affare war der ehemalige Personal-
vorstand Hartz Ende Januar 2007 wegen
Untreue und Begiinstigung eines Be-
triebsrates zu zwei Jahren Haft auf
Bewdhrung und 576 000 Euro Geldstra-
fe verurteilt worden. Nach Uberzeu-
gung des Landgerichts verschleuderte
Hartz Vermdgen von VW, indem er
ungerechtfertigte Sonderbonuszahlun-
gen von rund 2 Millionen Euro an
Volkert anweisen liess.
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Jarass
Derweil erntet auch die
Schweiz Kritik. Lorenz Jarass, Wirtschaftsprofessor
an der Fachhochschule
Wiesbaden: «Die Schweiz ist der
europaweit führende Staat, der Steuerhinterzieher
einlädt», so Jarass, der die
EU-Kommission und das EU-Parlament
sowie den Deutschen Bundestag
berät, gegenüber dieser Zeitung. Die
Schweiz messe Steuerhinterziehung
mit zwei verschiedenen Ellen. «Für den
Schweizer ist die Hinterziehung strafbar.
Aber ein Deutscher in der Schweiz,
der Steuern in Deutschland hinterzieht,
macht sich nicht strafbar.» u


